GESTATTUNGSVERTRAG – SONDERNUTZUNG ZUSTIMMUNGSVERTRAG
abgeschlossen zwischen:


1. Stadtgemeinde/Marktgemeinde Name Gemeinde, Straße Hausnummer, A-PLZ Ort

im Folgenden kurz als „Straßenverwaltung“ bezeichnet.

und

2. Firma Netz Oberösterreich GmbH, Energiestraße 1, A-4020 Linz,
Sitz: Linz, FN 266534 m, LG Linz
im Folgenden kurz als „Nutzungsberechtigte“ bezeichnet.

	Leitungserrichtungen und Erweiterungen Gemeindegebiet Gemeindename

Sondernutzungsvereinbarung als Rahmenvereinbarung
für die Verlegung von Elektrizitätsleitungsanlagen und Gasleitungsanlagen der Netz Oberösterreich GmbH in Gemeindestraßen

14 Tage vor Beginn der Arbeiten ist die Straßenverwaltung über Art und Umfang der Arbeiten zu informieren.

wie folgt:
1. Präambel

1.1. Die Nutzungsberechtigte beabsichtigt, zur Erfüllung ihrer gesetzlichen Pflichten als Verteilernetzbetreiberin, die ständige Errichtung, Erweiterung, Erneuerung und Instandhaltung ihrer Anlagen; im Folgenden als „Einrichtung“ bezeichnet. Zu diesem Zweck bedarf es auch der Verlegung und Erhaltung von Elektrizitätsleitungsanlagen und Gasleitungsanlagen in Verkehrsflächen (Gemeindestraßen, im Folgenden als „Straße“ bezeichnet) der Straßenverwaltung. 
1.2. Gegenstand dieses Vertrages ist die Zustimmung der Straßenverwaltung zu der über den Gemeingebrauch hinausgehenden Benützung der Straße (Sondernutzung) gemäß § 7 des OÖ. Straßengesetzes 1991.


2. Zustimmung

2.1. Die Straßenverwaltung erteilt hiermit die Zustimmung zur Sondernutzung der Straße durch die Nutzungsberechtigte wie zuvor beschrieben.
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Die Nutzungsberechtigte legt der Straßenverwaltung für jede geplante Einrichtung schriftlich (z.B. per E-Mail) einen Detailplan vor. Die Zustimmung der Straßenverwaltung gilt jeweils als erteilt, wenn diese nicht binnen zwei Wochen ab Zugang des Detailplans widerspricht.  
Jede Änderung betreffend einer jeweiligen Einrichtung bedarf einer neuerlichen Zustimmung der Straßenverwaltung. 

2.2. Die Zustimmung wird unter den in Punkt 3 geregelten Bedingungen und Auflagen erteilt. Die jeweilige Ausführung muss den technischen Vorschriften gemäß Anlage 1 und 2 entsprechen.

2.3. Die Anlagen 1 und 2 bilden einen integrierenden Bestandteil dieses Vertrages.


3. Auflagen und Bedingungen

3.1. Die Zustimmung der Straßenverwaltung zur jeweiligen Einrichtung der Nutzungsberechtigten wird erst wirksam, wenn sämtliche für diese Einrichtung nach sonstigen Rechtsvorschriften erforderlichen Bewilligungen und Genehmigungen, insbesondere allfällige nach der StVO erforderliche Genehmigungen, je Vorhaben rechtskräftig erteilt sind.

3.2. Die Arbeiten einer jeden Einrichtung sind längstens binnen 12 Monaten ab Baubeginn abzuschließen, ausgenommen davon ist die endgültige Instandsetzung der Fahrbahn.

3.3. Die Nutzungsberechtigte hat die jeweilige Einrichtung so herzustellen, zu erhalten und zu betreuen, dass hierdurch weder der Bestand der Straße und der dazugehörenden Anlagen noch der Verkehr auf der Straße beeinträchtigt wird. Die Nutzungsberechtigte hat diesbezüglichen Anordnungen der Straßenverwaltung unverzüglich Folge zu leisten.

3.4. Die Ausführung von Bauarbeiten zur Herstellung der jeweiligen Einrichtung hat durch befugte Gewerbebetreibende zu erfolgen.

3.5. Vorhandene Grenzzeichen sind vor Beginn der Bauarbeiten im Einvernehmen mit der Straßenverwaltung in einem Katasterplan festzustellen. Müssen Grenzzeichen im Zuge der Arbeiten entfernt werden, so muss die Wiederherstellung durch einen Ingenieurkonsulenten für Vermessungswesen auf Kosten der Nutzungsberechtigten durchgeführt werden, dabei ist das Einvernehmen mit der Straßenverwaltung herzustellen.

3.6. Die Nutzungsberechtigte übernimmt das Aushubmaterial in ihr alleiniges Eigentum. Die Nutzungsberechtigte treffen daher sämtliche in Zusammenhang mit der Trennung und Entsorgung der bei Arbeiten anfallenden Abfälle (insbesondere Baurestmassen) bestehenden Pflichten. Die Nutzungsberechtigte ist weiters in ihrer Eigenschaft als Abfallbesitzer insbesondere verpflichtet, die Bestimmungen des AWG 2002 (in der jeweils gültigen Fassung), des Altlastensanierungsgesetzes (in der jeweils gültigen Fassung), des Wasserrechtsgesetzes 1959 (in der jeweiligen gültigen Fassung) sowie die Bestimmungen der auf Grundlage dieser Gesetze erlassenen Verordnungen, wie beispielsweise der Deponieverordnung 2008, der Abfallverzeichnisverordnung sowie des Bundesabfallwirt- schaftsplanes 2011, einzuhalten. Die Nutzungsberechtigte ist zur ordnungsgemäßen Ver- und Auffüllung von Grabungsarbeiten, entsprechend anerkannten Regeln der Technik und den entsprechenden fachtechnischen Normen verpflichtet.

3.7. Arbeiten jedweder Art oder an der Straße und den dazugehörigen Anlagen dürfen nur nach vorheriger Zustimmung und im Einvernehmen mit der Straßenverwaltung durchgeführt werden.

3.8. Der Beginn der Arbeiten auf Straßengrund ist der zuständigen Straßenverwaltung mind. 3 Arbeitstage vor dem vorgesehenen Baubeginn bekanntzugeben. Die Anzeige hat den Baubeginn und die voraussichtliche Dauer der Bauarbeiten zu enthalten.

Der vorläufige Abschluss der jeweiligen Bauarbeiten auf Straßengrund und die endgültige Fertigstellung sind der zuständigen Straßenverwaltung schriftlich (z.B. per E-Mail) anzuzeigen. Auf Verlangen der Straßenverwaltung ist eine Begehung unter Beiziehung der Straßenverwaltung zur Feststellung der ordnungsgemäßen Durchführung der Arbeiten durchzuführen.

3.9 	Bei augenscheinlich mangelhafter Ausführung von Arbeiten in oder an der Straße oder den dazugehörigen Anlagen, ist die Straßenverwaltung berechtigt, von der Nutzungsberechtigten eine gemeinsame Begehung zur Feststellung der Mängel und unverzügliche Abhilfe zu verlangen. Kommt die gemeinsame Begehung aus Gründen, die von der Nutzungsberechtigten zu vertreten sind, nicht zustande, so kann die Straßenverwaltung ohne vorherige Anhörung der Nutzungsberechtigten die Mängel feststellen und Abhilfe verlangen. Beseitigt die Nutzungsberechtigte nicht innerhalb angemessener Frist die von der Straßenverwaltung aufgezeigten Mängel, so ist die Straßenverwaltung berechtigt, auf Kosten der Nutzungsberechtigten eine Bauaufsicht mit Anordnungsbefugnis zu bestellen. Die Straßenverwaltung ist weiters berechtigt, auf Kosten der Nutzungsberechtigten die erforderlichen Ersatzmaßnahmen durchführen zu lassen. Bei Gefahr in Verzug ist die Straßenverwaltung auch ohne vorherige Information der Nutzungsberechtigten berechtigt, die erforderlichen Maßnahmen auf Kosten der Nutzungsberechtigten durchführen zu lassen. Die Nutzungsberechtigte ist über die getroffenen Maßnahmen unverzüglich zu informieren.


4. Kosten

4.1. Die Kosten für die Errichtung, die Erhaltung und allfällige Änderung der jeweiligen Einrichtung sind von der Nutzungsberechtigten zu tragen. Die Nutzungsberechtigte nimmt zur Kenntnis, dass dies auch für den Fall gilt, dass eine Änderung oder Entfernung der Einrichtung zur Durchführung eines Straßenbauvorhabens auf Veranlassung der Gemeinde erforderlich ist.

4.2. Die Nutzungsberechtigte hat der Straßenverwaltung alle Kosten zu ersetzen, die ihr aus der Herstellung, dem Bestand, der Änderung oder der Beseitigung der jeweiligen Einrichtung erwachsen.

4.3. Alle baulichen Umgestaltungen an der Straße und den dazugehörigen Anlagen gehen entschädigungslos in das Eigentum der Straßenverwaltung über.


5. Haftung, Schadenersatz

5.1. Die Nutzungsberechtigte verzichtet für sich und ihre Rechtsnachfolger auf Schadenersatzansprüche gegen die Straßenverwaltung für Schäden, die an der jeweiligen Einrichtung durch Maßnahmen der Straßenverwaltung, einschließlich Baumaßnahmen, entstehen können, insbesondere auch durch Schneeräumung und Salzstreuung etc., weiters auf allfällige Ansprüche wegen der von der Straße ausgehenden Immissionen. Ausgenommen sind Schäden, die durch grobe Fahrlässigkeit oder Vorsatz von Organen der Straßenverwaltung herbeigeführt werden.

5.2. Die Haftung der Straßenverwaltung und ihrer Organe für mittelbare Schäden und Folge- schäden, insbesondere entgangenem Gewinn, wird außer für den Fall der vorsätzlichen Schadenszufügung, ausgeschlossen. Die Geltendmachung von Schadenersatzansprüchen durch die Nutzungsberechtigte wegen mangelnder Benutzbarkeit der Einrichtung infolge von Maßnahmen der Straßenverwaltung, die die Straße betreffen, wird ausgeschlossen.

5.3. Die Nutzungsberechtigte verzichtet auf jegliche Ersatzansprüche für die von ihr geschaffenen Anlagen für den Fall eines Widerrufs der Zustimmung durch die Straßenverwaltung gemäß Punkt 6 oder einer Beendigung dieses Vertrages, aus welchem Grund auch immer.

5.4. Die Nutzungsberechtigte haftet für die ordnungsgemäße Durchführung der Arbeiten an/auf der Straße. Die Haftung der Nutzungsberechtigten wird durch eine Begehung und Abnahme im Sinne des Punktes 3.9. nicht eingeschränkt. Die Nutzungsberechtigte haftet für die von ihr zur Durchführung der Arbeiten beauftragten Bauunternehmen und sonstigen Gehilfen im Sinne des § 1313a ABGB.

Für die Haftung der Nutzungsberechtigten gelten die gesetzlichen Gewährleistungs- vorschriften sinngemäß mit der Maßgabe, dass die Nutzungsberechtigte als Übergeber und die Straßenverwaltung als Übernehmer anzusehen sind und die Gewährleistungsfrist 5 Jahre beträgt. Die Gewährleistungsfrist beginnt mit der Fertigstellung der endgültigen Fahrbahnsanierung.

Für versteckte Mängel haftet die Nutzungsberechtigte auch nach Ablauf der fünfjährigen Frist. Treten Mängel an Straßeneinbauten (Schachtabdeckungen) oder der unmittelbar angrenzenden Fahrbahnoberfläche auf, sind diese von der Nutzungsberechtigten unabhängig von den Gewährleistungsbestimmungen unverzüglich zu beheben, dies gilt auch nach Ablauf der fünfjährigen Frist.

5.5. Die Nutzungsberechtigte haftet für die ordnungsgemäße Behandlung und Entsorgung der im Rahmen der Arbeiten anfallenden Abfälle.

5.6. Die Nutzungsberechtigte hat die Straßenverwaltung für alle Ansprüche Dritter, die aus der Herstellung oder dem Bestand der jeweiligen Einrichtung entstehen, schad- und klaglos zu halten.


6. Vertragsdauer

6.1. Der Vertrag tritt mit Unterfertigung durch beide Vertragsparteien in Kraft.

6.2. Die Zustimmung wird unbefristet erteilt. Sie gilt so lange, wie die Nutzungsberechtigte die jeweiligen Anlagen betreibt. 

6.3. Die Straßenverwaltung ist zum Widerruf der Zustimmung zur jeweiligen Einrichtung bei Vorliegen eines Widerrufsgrundes nach § 7 Abs. 3 des OÖ. Straßengesetzes 1991 verpflichtet. Die Straßenverwaltung ist darüber hinaus zum Widerruf der Zustimmung zur jeweiligen Einrichtung berechtigt, wenn
a) in diesem Vertrag oder der Anlage 1 und 2 festgelegten Auflagen trotz Mahnung und Setzung einer Nachfrist nicht eingehalten werden und dadurch die Benutzbarkeit der Straße beeinträchtigt oder die Sicherheit des Verkehrs gefährdet werden kann,
b) die für die Errichtung oder den Betrieb der Einrichtung erforderlichen Bewilligungen oder Genehmigungen widerrufen werden oder ihre Wirksamkeit verlieren.

6.4. Nach Widerruf der Zustimmung und bei Beendigung des Vertrages hat die Nutzungs- berechtigte unverzüglich die Einrichtung zu entfernen und den ursprünglichen Zustand wiederherzustellen. Die Straßenverwaltung kann beim Widerruf und bei der Beendigung des Vertrages von der Entfernung der Einrichtung absehen, wenn keine Beeinträchtigungen durch

die Belassung der Einrichtung zu erwarten sind. Die Kosten sind gemäß § 7 Abs. 3 des OÖ. Straßengesetzes 1991 von der Nutzungsberechtigten zu tragen. Das Recht der Behörde, die Beseitigung gemäß § 7 Abs. 6 des OÖ. Straßengesetzes 1991 aufzutragen, bleibt unberührt.


7. Rechtsnachfolge

7.1. Dieser Vertrag geht auf Seiten der Nutzungsberechtigten auf Rechtsnachfolger in der Verfügungsmacht der Einrichtung über, sofern der Rechtsnachfolger sämtliche in diesem Vertrag vereinbarten Pflichten vollinhaltlich übernimmt. Die Nutzungsberechtigte ist verpflichtet, einen allfälligen Rechtsnachfolger nachweislich über diesen Vertrag in Kenntnis zu setzen und die in diesem Vertrag vereinbarten Pflichten auf den Rechtsnachfolger zu überbinden.

7.2. Die Nutzungsberechtigte hat die Straßenverwaltung über jede Rechtsnachfolge unverzüglich schriftlich zu informieren. Der Rechtsnachfolger hat unverzüglich gegenüber der Straßenverwaltung zu bestätigen, dass er in diesem Vertrag anstelle der Nutzungsberechtigten eingetreten ist.

7.3. Solange der Straßenverwaltung keine Mitteilung über eine Rechtsnachfolge zugeht, kann sie ohne weiteres davon ausgehen, dass keine Rechtsnachfolge vorliegt. Die Straßenverwaltung kann alle diesen Vertrag betreffenden Erklärungen und Mitteilungen, insbesondere auch einen Widerruf, auch mit Wirkung für einen allfälligen Rechtsnachfolger der Nutzungsberechtigten zustellen.

7.4. Die Straßenverwaltung nimmt zur Kenntnis, dass die Nutzungsberechtigte Dritten Nutzungs- rechte oder Mitnutzungsrechte an seinen Einrichtungen einräumen kann. Durch eine solche Einräumung von Nutzungsrechten tritt keine Rechtsnachfolge auf Seiten der Nutzungs- berechtigten ein. Die Nutzungsberechtigte ist nicht verpflichtet, eine eingeräumte Nutzung oder Mitbenutzung ihrer Einrichtungen der Straßenverwaltung anzuzeigen.


8. Schlussbestimmungen

8.1. Änderungen und Ergänzungen dieses Vertrages bedürfen zu ihrer Rechtswirksamkeit der Schriftform. Dies gilt auch für ein Abgehen vom Schriftformerfordernis. Mündliche Nebenabreden bestehen nicht.

8.2. Sollte eine Bestimmung dieses Vertrages unwirksam sein oder werden, wird dadurch die Wirksamkeit der übrigen Bestimmungen nicht berührt. Die Vertragsparteien verpflichten sich, die unwirksame Bestimmung durch eine wirksame Bestimmung zu ersetzen, welche dem Sinn und Zweck der unwirksamen Bestimmung am ehesten entspricht.

8.3. Dieser Vertrag wird in zwei Ausfertigungen errichtet, von denen jeder Vertragsteil eine Ausfertigung erhält.

8.4. Für alle Streitigkeiten aus diesem Vertrag wird der Gerichtsstand des für die Straßenverwaltung örtlich und sachlich zuständigen Gerichts vereinbart.

8.5. Soweit in diesem Vertrag auf das OÖ. Straßengesetz 1991 verwiesen wird, beziehen sich die Verweise auf die im Zeitpunkt des Vertragsabschlusses geltenden Fassung. Im Falle einer Änderung der betreffenden Bestimmungen des OÖ. Straßengesetzes 1991 treten an die Stelle der im Vertrag angeführten Bestimmungen die entsprechenden Nachfolgebestimmungen.

8.6. Die Vertragserrichtung erfolgt durch die Straßenverwaltung, der Nutzungsberechtigten werden keine Vertragserrichtungskosten verrechnet. Die Kosten einer allfälligen rechtsfreundlichen Beratung und Vertretung trägt jeder Vertragsteil selbst. Im Übrigen trägt die Nutzungsberechtigte alle mit der Errichtung und Durchführung dieses Vertrages verbundenen Kosten, Steuern und Gebühren. Die Nutzungsberechtigte hält die Straßenverwaltung diesbezüglich schad- und klaglos. Die Vertragsparteien gehen übereinstimmend davon aus, dass dieser Vertrag keinen gebührenpflichtigen Bestandsvertrag darstellt.

Anlage 1 	Technische Bestimmungen Elektrizitätsleitungsanlagen
Anlage 2	Technische Bestimmungen Gasleitungsanlagen









(Für die Straßenverwaltung)	(Nutzungsberechtigter)




…………………………,………………………………..	…………………………,……………………….
Ort, Datum	Ort, Datum

